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Das Pressewesen war innerhalb des adm in istra tiven  K om petenz­
bereiches des M inisterpräsidium s vielleicht das w ichtigste M ittel zur 
Beeinflussung des öffentlichen Lebens.
Die H erausbildung einer gesteuerten und  system atisierten  Presse­
politik  verbindet sich m it der M inisterpräsidentschaft von K álm án Tisza. 
Tisza maß der regierungspolitischen Beaufsichtigung dieses, im letzten 
D ritte l des 19. Jah rh u n d erst fa s ta u f  jede gesellschaftliche Klasse w irken­
den, m asseninform ativen M ittels außerordentliche Bedeutung bei. Aus 
diesem G rund behielt sich das M inisterpräsidium  diesen Bereich selbst vor.
Zur U n terstü tzung  einer, den Zielen der liberalen Regierung dienen­
den und  zur Begünstigung der Verwirklichung derer Aufgaben berufenen 
Pressepolitik arbeite te  der V erband der Jou rnalisten  un ter Vorsitz von 
Mór Jókav . Diese Vereinigung erarbeitete  und  un terb reite te  dem M ini­
sterpräsid ium  in Form  einer Petition  eine Regelung zum  V ertrieb von 
Zeitungen, die die M öglichkeiten des E isenbahnverkehrs berücksichtigte. 
Die A nhänger Jókays waren selbst auch von der Regierungspartei. N ur 
scheinbar b rachten  sie eine, die Pressepolitik der Regierung kritisierende 
A bsicht zum Ausdruck. In  W irklichkeit baten  sie um  etw as, was ihnen 
die Pressepolitik der liberalen Regierung auch ansonsten gewährte.*
In  die Kom petenz des M inisterpräsidium s gehörte die politische 
Beurteilung der Fälle von Pressevergehen. Gegenüber von Presseerklärun­
gen innerhalb der Regierungsparti und bei weniger gewichtigen der 
Opposition wendete die Regierung das Prinzip vom  ,,w ohltätigen" L ibe­
ralism us an, ließ sie ,.Gnade" walten. So ein Fall war z. B. der des im 
B la tt DcórcccM- erschienenen Artikels Zászló alá (U nter die Flagge) von 
Zoltán Takács. Wegen der Grundlosigkeit der, ,.seine Person betreffenden 
Verleum dungen" wünschte M inisterpräsident K álm án Tisza , .keine 
V ergeltungsm aßnahm en zu treffen, in A nbetracht, daß dessen, zum  
W ehrkraftsplan gem achte Bem erkung zur Zeit der parlam entarischen 
E rörterung  eine landesweite Erregung auslöste, die er a u f dem  Weg eines 
Prozesses n ich t noch verstärken möchte.
Der freie Gedanke des, den also die Pressepolitik der Regierung in 
Schutz n im m t, w ar ausschließlich eine die liberale Regierungspolitik
preisende Meinung. Der K lassencharakter der Pressepolitik der Regie­
rung geht noch besser aus den Entscheidungen über die A usübung der 
Pressefreiheit hervor. In  H insicht au f die Pressefreiheit m achte man einen 
sehr großen U nterschied zwischen in- und  ausländischen B lättern . Die 
inländischen B lä tte r genossen insofern größere Pressefreiheit, als daß 
die Regierung nur in Besitz eines richterlichen U rteils deren V erbreitung 
verhindern  konnte. Im  Gegenteil dazu wurde die V erbreitung ausländi­
scher B lä tte r durch einfache Beschlüsse des M inisterrates geregelt. Der 
E ntzug  der V ertriebserlaubnis, bzw. deren G utheißung v e rrä t darum  
vieles über die pressepolitische P raxis des M inisterpräsidium s.
Postvertriebsverbote  nahm  der M inisterrat au f  Vorschlag der 
Presseabteilung des M inisterpräsidium s an, die danach vom H andels­
und  V erkehrsm inisterium  vollzogen wurden. Die prinzipielle E ntschei­
dung gehörte also in  den vorbereitenden W irkungskreis des M inister­
präsidium s. U n ter der V erbreitungsverboten war eine staatsfeindliche 
R ichtung der häufigste Grund.
U nter solchen Zeitungen, die wegen m onarchiefeindlicher H altung  
m it V ertriebsbeschränkungen belegt wurden, spielen auch deutsche Zei­
tungen  und  Zeitschriften eine Rolle, welche die durch Bismarck ver­
tre tene  offiziell,.kleindeutsche" Po litik  überbietend auch ,.großdeutsche" 
politische Töne anschlugen. Gegen diese Erscheinungen regte gewöhnlich 
das gemeinsam e A ußenm inisterium  ein A uftre ten  an, au f innenpolitischen 
Gebiet verfügte die österreichische Regierung. F ü r die ungarische Regie­
rung  waren die großdeutschen Ä ußerungen von sekundärer Bedeutung, 
darum  dehn te  die österreichische Regierung ähnliche Verfügungen ge­
wöhnlich auch gleich au f U ngarn a u s t  In  Fragen, die die Monarchie in 
ihrer G esam theit berührten , schloß sich die ungarische Regierung den 
M aßnahm en der österreichischen Regierung and
Öfters w ar ein gemeinsames A uftreten  der östereichischen und unga­
rischen Regierung gegen italienische irredentistische B lätter. Im  Zusam ­
m enhang m it der Vereinigung Italiens schrieben die italienischen B lätter 
oft auch über das Schicksal der zur Ö sterreichisch-Ungarischen Mo­
narchie gehörenden Gebiete. Sie beschäftigten sich m it dem Gedanken 
des Anschlusses derjenigen Gebiete an  Ita lien , die in der M ehrheit, oder 
zum Teil von Ita lienern  bew ohnt w urden. Oft k ritisierten  sie auch die 
V erw altungspolitik, die die R echte der italienischen Bevölkerung n ich t 
re sp e k tie rte t
Gegenüber der auffallenden Menge von Verfügungen gegen ita lien i­
sche B lä tter sind solche M aßnahm en, die gegen B lä tter verhängt wurden, 
die in zu U ngarn  unm itte lbar benachbarten  Gebieten erschienen, und  
welche die Regierung aus eigener In itia tive  erließ, von verhältnism äßig 
geringer Anzahl." Im  nachbarlichen Rum änien und  Serbien sicherten die 
b ilateralen  Regierungsorgane der M onarchie gemeinsam m it den be­
treffenden Regierungen durch allgemeine V erträge zur Pressepolitik die 
Ausschließung von Agitation gegen die benachbarten  Länder. Die italicni 
sehe Regierung dagegen duldete die irrendentistische Bewegung.
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Die westlichen Zentren der antim onarchistischen irredentistischen 
Bewegung waren dam als gerade in der E ntw icklung begriffen, in den 
Vereinigten S taaten  von Am erika, in F rankreich  und  zum Teil auch in 
England. Die Presseabteilung des M inisterpräsidium s beobachtete diese, 
in den westlichen S taa ten  auftre tenden  Presseereignisse. Die H erau s­
bildung der westeuropäischen und  am erikanischen Z entren schöpfte die 
K ra ft und  den Nachwuchs aus der Auswanderung. Die anzahl der A us­
w anderer beschäftigte die liberale Regierung zw ar noch nich t, die E r ­
scheinung an sich w ar aber schon w ohlbekannt und  nahm  gesellschaft­
liche M aßstäbe an. Zu den außenpolitischen Traditionen der französichen 
Regierung gehörte die stillschweigende U n terstü tzung  von balkanischen 
und  osteuropäischen Em igranten- und  ausgew anderten, an tim onarchis­
tischen aufwieglerischen intellektuellen Gruppen.?
Die Begründung einer Beleidigung der M onarchie d ünk t oftm als als 
ziemlich hinkend. So belegte m an z. B. die B lä tte r Z'DMynneo (Padua) 
und  ¿irpsAn Vc20M.si7n0.st (Belgrad) wegen ihres die M onarclne beleidigen­
den K om m entars zum  dalm atinischen A ufstand  m it Postverbot.s Der 
letztere Fall d ehn t also die Beleidigung der M onarchie auch au f  die 
K ritik  an der A ußenpolitik der Monarchie aus, w orauf nach den ungari­
schen Gesetzen in keiner Weise die Möglichkeit einer Bestrafung gegeben ist.
Auch die Verteidigung der territo ria len  In te g r itä t  der J/oTznrcAie 
w ar ein R echtstitel zur Verordnung von Postverbot! Die Regierung schuf 
Gesetze, um  jedes B la tt, welches den Völkern der zur M onarchie benach­
barten  S taa ten  über N ationalitätenbew egungen innerhalb der M onar­
chie bzw. dam it in Zusam m enhang stehend berich tete, wegen Vergehen 
gegen die territo ria le  U nverletzlichkeit der M onarchie durch den E ntzug  
des postvertrieblichen Rechtes vom Gebiet des ungarischen S taates zu 
verbieten." Gegen italienische B lätter erließ der M inisterrat auch aus d ie­
sem G rund die m eisten Verfügungen. Er verbo t die V erbreitung von 
Corrfcrc Je77n Fern, (Mailand), 17 J/oui77M?7do (Venedig), ¿0  <93 (Genua), 
sowie der genuanischen und  m ailändischen B lä tte r 77 Fopo7o und Viuistn 
i77MN7rnin ge77i7Mo7ed°
Oft w ar auch die Vergeltung von Beleidigungen des H errschers und 
seiner Fam ilie durch Postverbreitungsverbot. D er die Person von Franz 
Jo sef beleidigenden Veröffentlichungen wegen verbo t m an die V erbrei­
tung  der Venen Freien  Foilsseiinny (München), der in Rom erschienenen 
Drucksache Don CAigcioMe Je77n Jin iicin , des Zn Commedio aus M ailand 
sowie der AVnen ZnricAer ZeitMnyV Aus demselben G rund entzog m an 
auch der in Chicago erscheinenden Zeitschrift OAcnn, IV7i7icAy tyzJenniT; 
oT^nn-sIy u poArncon'nTii CA?Tny.sAcAo Fcs/wiAa, das postvertriebliche 
Rechtd" Auch dem Pariser B la tt ZeFo77nire, weil es,.eh rfu rch tlos" über 
Franz Jo sef schrieb, verbo t m an die V e r b r e i t u n g . ^  N ach dem zur Zeit 
des Besuchs von Franz Josef in GüdöHd gegengezeichncten M inisterrats­
protokoll kam  es so auch 1880 zum V erbot der V erbreitung des Zn cAro- 
niyne pnri&'icnd*
Obwohl m an die A rbeiterb lä tter im allgemeinen aus anderen G rün­
den aus dem Vertrieb entzog, wurde trotzdem  das B latt der Londoner
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deutschen sozialistischen A rbeiterschaft, die ¿OMdoKcr Ar&e^er Zcf/any 
wegen einer die Person des H errschers beleidigenden M itteilung in U n­
garn verb o ten .^  Vergeltung von die Person des Herrschers berühren­
den Beleidigungen w andte m an im w eiteren Sinne au f die ganze H err­
scherfam ilie an. Die Dresdener AacArfc/deM bestrafte  m an z. B. wegen eines 
die K aiserin und  Königin E lisabeth beleidigenden Artikels m it Verbrei- 
tungsverbot.i" Den H errscher und  seine ganze Familie beleidigte das Chi- 
cagoer B la tt AmerfAa. Auch ein Artikel des DeidscAen dfondryMades belei­
digte die Herrscherfam ilie.*7 U nter den V erboten spielen die B lätter am eri­
kanischen E m igranten und  Einw anderer in auffällig großer Zahl eine Rolle. 
Zu so einem Schicksal gelangte auch das aus dem S taa t Ohio vertriebene 
B la tt Deimfce AVwcwc/.-M, (USA—C le v e l a n d ) .^  Ähnlich ist das Schicksal 
des in der S tad t Milwaukee erschienenen B lattes Co%M?n6!'e (USA).*9
Die Postverbote erließ der M inisterrat ohne Zeitbegrenzung. Die 
G ültigkeit des Verbotes bestand  solange, bis die R edaktion des betreffen­
den B lattes noch keine Schritte  zu dessen Auflösung unternom m en ha tte . 
R edaktionen von ausländischen B lä ttern  un terrich te te  m an zum großen 
Teil vielleicht n icht einm al darüber, daß ihrem  B la tt in U ngarn die Leser 
stocken, und  vielleicht noch viel weniger darüber, daß die P ost in einem 
ihnen unbekannten  L and  dieses B la tt im W eiteren nicht m ehr verbreiten 
darf. Es ist Tatsache, daß m an nur in den wenigsten Fällen und  dann 
auch nur hauptsächlich R edaktionen der deutschen B lätter um die Auf­
lösung des Verbotes ba ten , als m an gegen einige von ihnen V ertriebs­
verbote erließ. Z. B. au f eine B itte  der R edaktion hob der M inisterrat das 
V erbot des Postvertriebes gegen die Dresdener AacArfc/dcM auf, ,,in Anbe­
tra c h t der veränderten  günstigeren R ichtung des B lattes".2"
Gegenüber den oben erw ähnten, zur ,,V erteidigung" der interessen 
der Österreichisch —U ngarischen und  der ,,G esam t" —Monarchie dienen­
den Retorsionen erließ die Regierung auch zur Verteidigung der ungari­
schen S taats- und  inneren Interessen zahlreich und  nachdrücklich ähn li­
che Verschärfungen.
U n ter den G ründen spielt auch die V erteidigung der territorialen  
U nverletzlichkeit U ngarns, d. h. der ungarischen staatlichen  In te g ritä t 
eine Rolle. Z. B. un ter dem G rund der ,, Aufwieglung gegen die territoriale  
In te g ritä t U ngarns" entzog die Regierung den Bukarestéi- B lättern  
JinparMidid und  AcdiMiiea das V ertriebsrech t.^  Der G rund für das Verbot 
gegen das in New Orleans erscheinende B la tt A'Drdo AmerfcuMO war 
antiungarische H etzerei.22 Auch den Vertrieb des Bukarester B lattes 
U v e r b o t  m an aus diesem G rund .22
Solange die zwei Regierungen in Fragen der Verteidigung der gem ein­
samen Interessen der Gesam tm anorchie und  des österreichisch — ungari­
schen S taates einstim m ig vorgingen, wendete, die ungarische Regierung 
in der Verteidigung der ungarischen, bzw. der ungarisch-kroatischen 
Interessen ihre Retorsionen auch gegen in Österreich erscheinende B lätter 
an. U n ter anderen verbot sie den postalischen Vertrieb des in Wien er­
scheinenden B lattes Dcc/d wegen E rm unterung der K roaten  zum H och­
verra t gegen U ngarn.2' Zu einem ähnlichen Schicksal gelangte auch das
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in Wien erscheinende periodische B la tt ßcAMXM-syeH) wegen ,,haßerfüllter 
E instellung gegenüber U n g arn " .^
Die Ausweitung des sich au f P ostvertriebsverbote  beziehenden 
Entscheidungsrechtes der Regierung a u f K roatien  verursachte s ta a ts ­
rechtliche Problem e. Der Ban und die kroatische V erw altung betrach te ten  
dies als innere Frage, die ungarische Regierung jedoch war bem üh t auch 
ohne Verwirklichung des Prinzips der Gegenseitigkeit vom  S tan d p u n k t 
der Pressepolitik her K ontrolle über K roatien  auszuüben. 1876 w ar die 
ungarische Regierung gezwungen prinzipiell Stellung zu beziehen: A uf 
welche A rt ist die Pressepolitik in H insicht a u f das kroatisch-ungarische 
staatsrech tliche V erhältnis anw endbar ?
Als au f österreichische Anregung es zum  V erbot des postalischen 
V ertriebes des B lattes ¿'HreM a wegen eines gegen die ,,In te g r itä t  der 
M onarchie" veröffentlichten Artikels kam , en ts tand  im M inisterrat eine 
Diskussion darüber, au f welche Weise m an die G ültigkeit der E ntschei­
dung a u f K roatien  ausweiten soll. Prinzipiell bezog der M inisterrat S tel­
lung dazu, daß sich die durch den ungarischen M inisterrat angenom m enen 
Postvertriebsverbote auch a u f K roatien  ausdehenen. Aus diesem G rund 
baten  sie den H andelsm inister, den kroatischen Ban von dieser E ntschei­
dung des M inisterrates in K enntnis zu setzen. Vom S tandpunk t der K om ­
petenz ist diese Entscheidung insoweit in teressant, als daßder M inister 
der K roatisch  —S law onisch-D alm atin ischen  Länder, K álm án Bede- 
kovich a u f der Sitzung des M inisterrates anwesend w ar und  m an nicht 
ihn m it der Ü berm itlung der Entscheidung des M inisterrates v e rtrau te , 
sondern den in postalischen Sachen zuständigen H andelsm inister, Die 
Ausdehnung der Zuständigkeit des ungarischen H andelsm inisters 
a u f K roatien  tru g  aber zugleich auch eine Ü berschreitung des K om pe­
tenzbereiches in sich, war doch K roatien in inneren Regierungsfragen 
selbständig. Darum  un terrich te te  der H andelsm inister den Ban von 
dieser Entscheidung des M inisterrates.ss
Ein ähnlicher Fall war die Beschlagnahme des B lattes <Svo&od'<3 von 
Starcevic in der Gemeinde Susak in der N ähe von Fium e, welche die 
kroatischen Organe auch au f die in den P ostäm tern  von Fium e findbaren  
Exem plare ausdehnten. Dieses verurteilte  der M inisterrat, feststellend, 
daß die kroatischen Organe au f ungarischen Gebiet n ich t zu beschlag­
nahm en haben . Außerdem  wurde festgestellt, daß es im Sinne der unga­
rischen Gesetze n ich t möglich ist einem inländischen B latt das R echt 
des Iransportes zu entziehen. Obwohl also K roatien  über eine eigene 
G erichtsbarkeit verfügt, kann es nur dann au f dem Gebiet U ngarns einem 
kroatischen B la tt die postalische V erbreitung entziehen, wenn die u n g a­
rische Regierung von den kroatischen behördlichen Organen darum  e r­
such t wurde. In  dieser Sache m üßsen also zuerst die kroatischen Behör­
den eine Stellung beziehen bzw. muß der Ban entscheiden, ob er in dieser 
Angelegenheit der ungarischen Regierung schreibt.s?
Auch wegen der Schürung von nationalem  H aß stellte m an den 
Vertrieb zahlreicher B lä tte r ein. Das ReHwcr TayeMaM wurde wegen 
Schürung eines Hasses zwischen H errscher und N ationalitä ten  verurteilt,
DEN VERTRIEB AUSLÄNDISCHER ZEITUNGEN 1 1 1
nam entlich  wegen der Veröffentlichung des 5 K ap ita ls des Werkes ,,Das 
D ram a von M ayerling oder der Sieg des D äm on" von F. Freim und (Origi­
nalrom an in ,,30. K apitel" M ünchen erschienen). Wegen ähnlicher Gesin­
nung verbot m an auch ,,Der edle K aisersohn R udolf v. Österreich. Eine 
E rzählung aus näheren Tagen von V iktor Heime" Berlin, weiterhin ,,Der 
Liebling Österreichs und  der F rauen. Zeitrom an von Baron Zuhinszky" 
Dresden, sowie das in M annheim erschienene W erk ,,Das D ram a von 
M ayerling. H istorischer Rom an von Egon W ellershausen und  das B la tt 
...¿LneriAaMsAo A/ot'fMsI'c P ostverbo t verordnete m an gegen
das W itzb la tt CfMh'wMi un ter dem G rund einer rum änischen nationalen 
Aufwieglung.-9 Gegen die Oaze/a m it der Begründung wegen
aufwieglerischer A rtikel.3"
Von einer ähnlichen H äufigkeit war die in der V erteidigung der gesell­
schaftlichen O rdnung verfügte Beschränkung und  Verbot. So verbot 
m an z. B. den V ertrieb des in M arburg erscheinenden AeZcAsAeroM wegen- 
einer die ,,öffentliche O rndnung gefährdenter R ichtung"'^ In  diese 
G ruppe kann auch die Begründung einer regierungsfeindlichen Auf­
wieglung eingereiht werden. Das P ostverbo t des AtAcw. verord­
nete  m an 1881 aus dem G rund einer regierungsfeindlichen Hetzerei. 
In  einer K ritik  der T ätigkeit der ungarischen Gesetzgebung fand der 
M inisterrat ebenso einen G rund fü r das Postverbot. Von dem B la tt 
Z?o7na7M% A:Aern w ird ,.bezüglich des ganzen Gebietes der ungarischen 
K rone wegen ihrer aus Anlaß der Erlassung des Getzes über den ungari­
schen Sprachunterrich t veröffentlichten aufrührerischen Artikel das 
Postalische Beförderungssrecht entzogen", im Gegensatz dazu erlaubte 
der M inisterrat dem in Rum änien erscheinendem  B la tt A07MMMÍ erneut 
das R echt des Vertriebes, ,.seiner jetzigen freunschaftlicheren R ichtung 
wegen" und  empfohl der österreichischen Regierung ein ähnliches Ver­
fah ren .^  In  diesem Fall veran laß te  die ungarische Regierung also die 
E inheitlichkeit der H altung  beider Regierungen bei der österreichischen 
Regierung.
Zu den Fällen der Verteidigung der gesellschaftlichen Ordnung 
können wir auch die Vergeltung der Aufwiegelung zur Auswanderung 
rechnen. So erlaubte  z. B. die Regierung dem in Brasilien erscheinendem 
B la tt Aa Gm'Ja prAMth) m it der Begründung n ich t dessen Verbreitung, 
daß ,,es zur Ausw anderung nach Brasilien e rm u n te rt."3*
Der häufigste Fall der Verteidigung der gesellschaftlichen O rdnung 
ist das Verbot einer H etzerei gegen gesellschaftliche Klassen. Natürlich 
vergalt der M inisterrat nu r ausschließlich eine H etze gegen besitzende 
Klassen. Die H etze gegen eine Klasse rich tete  sich so auch ausschließlich 
au f die Beschränkung des postalischen Um laufs von sozialistischen und  
anarchistischen B lättern . Auch ist es überraschend, in welcher großen An­
zahl und  aus wieviel L ändern sozialistische, bzw. in einer kleineren Anzahl 
anarchistische B lä tte r in diesen Jah ren  in U ngarn zur Verbreitung gelang­
ten . D ied er Aufwiegelung gegen gesellschaftlichen K lassen ,,schuldigen" 
B lä tte r verfolgte n ich t nur die Presseabteilung des M inisterpräsidium s 
m it A ufm erksam keit, sondern auch das Innenm inisterium  beachtete
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diese und  ebendieses Innenm inisterium  — an dessen Spitze n u r m it einer 
kleineren U nterbrechung ebenfalls M inisterpräsident K alm an Tisza 
s tan d  — m achte den Vorschlag zu deren V erbot. So z. B. verbo t der 
M inisterrat der IVeMCK ZürfcAer ZellMwy wegen einzelner A rtikel als an a r­
chistisch eingeschätzt deren V erbreitung in U ngarn. Gegen diese M aßnah­
me p ro testierte  die R edaktion bei der Regierung und  sich selbst als kon­
servativ-liberales, den Interessen des H andels dienendes B la tt e in schät­
zend bekannte  es sich ausdrücklich als antisozialistisch und  p ro testierte  
gegen die Entscheidung. Diese Affäre löste sowohl im A usland als auch 
in U ngarn in Journalistenkreisen eine m it V erärgerung gem ischte H eiter­
keit aus.3s
Die Regierung s treb te  bew ußt danach, die ungarische V erbreitung 
der ausländischen sozialistischen B lä tter zu behindern, oder völlig zu 
verhindern. Wegen der die Arbeiterklasse aufhetzenden und  hinsichtlich 
der inderen Ruhe des S taates eine gefährliche R ichtung nehm enden 
A rtikeln wird dem A^ CHen /SosfMMcmoIraleM. das V ertriebsrecht entzogenes 
U n ter den sozialistischen B lättern  spielten auch m ehrere Schweizer 
B lä tte r eine Rolle. A uf Vorschlag des Innenm inisterium s beschloß m an, 
in Bern erscheinendem  periodischen A rbeiterb la tt HrAcllcrzcllMMy sowie 
dem in Zürich erscheinenden Die Taycaicac/d wegen ihrer sozialdem okrati­
schen, kom m unistischen und  an tidynastischen  R ichtungen das P o s t­
verbreitungsrecht hinsichtlich des gesam ten Gebiets des ungarischen 
Reiches zu entziehend? 18,SO wurde die V erbreitung des B lattes De/' 
AozniMeM/oIvn/', In ternationales Organ der Sozialdem okratie deutscher 
Zunge wegen gefährlicher A gitation verbotenes 1881 verlor die Mr&et- 
lerefi/Mwe offizielles Organ der Sozialdem okratischen P arte i der Schweiz 
u n d  des allgemeinen Gewerkschaftsbundes, der Rechtsnachfolger der 
Tagesw acht, wegen der V erbreitung ,.staatsaufrührerische Ideen" das 
Post verbreitungsrecht.3" Wegen sozialistischer Aufwiegelung kam  es zu 
M aßnahm en gegen die Züricher Zeitung Die n ew  GeseHsc/in/lJo
U nter den verbotenen deutschsprachigen sozialistischen Zeitungen 
finden wir auch österreichische. Die V erbreitung der in Graz erscheinen­
den Die Hr&ell wurde wegen ,,H etze" verboten, desweiteren die V erbrei­
tung  der Zeitung A?ovl Prolom.'**
Von den französischen und am erikanischen sozialistischen Zeitungen 
versuchte die Regierung, in erster Linie die V erbreitung der slaw ischspra­
chigen B lä tter zu verhindern. 1881 wurde die in Paris erscheinende Zeitung 
KM?yerPary.yIy,,wegen der V erbreitung revolutionärer Ideen" verbo ten .^  
1888 wurde die V erbreitung der ebenfalls in Paris erscheinenden Z eitun­
gen IFobie polslie ¿7o?co und 0/o.s Doi.sJl wegen ,,ihrer revolutionären 
Tendenzen" verboten J3 1889 verbot m an dann die V erbreitung der eben­
falls in Paris erscheinenden polnischen Zeitung Po/A/M-M wegen ihrer 
,.extrem  nationalen und  Sozialrevolutionären" L inie/*  W ährend m an in 
Frankreich  gegen die polnischen Zeitungen M aßnahm en ergriff, so ta t  
m an das in den Vereinigten S taaten  von Am erika gegen die tschechi­
schen und  slowakischen sozialistischen B lätter. Gegen die in Chicago 
erscheinende tschechische Zeitung wurde wegen ,,sozialistischer
8  AXXALES — Sectio Historica — Tornus XX.
DEN VERTRIEB AUSLÄNDISCHER ZEITUNGEN 1 13
Aufwiegelung" Postverbo t ungeordnet.''" Die V erbreitung der in New 
York erscheinenden Zeitung ProJeiar wurde wegen deren sozialistischer 
Linie verboten.*^ Die in Clewland erscheinenden Zeitungen 
Gsroj'on'cA und Pis^ Dcaufcc A^ O!WM'e.sM, die A^/smcc (Chicago)
und die Zeitung Pfdrm/ (New York) wurden 1884 wegen ihrer ,.gefähr­
lichen sozialistischen Aufwiegelungen" aus der Postverbreitung  ausge­
schlossen.'? 1887 kam  es zum V erbot der ebenfalls in New York erschei­
nenden ruthenischen (ukrainischen) Zeitung AYa/ra und  der Zeitung 
./020?: ¿33 wegen ihrer sozialistischen Rechtungcn.'R
Auffallend ist, daß die Regierung im englischen und auch im fra n ­
zösischen Sprachgebiet in erster Linie die V erbreitung slawischer Z eitun­
gen verbot, w ährend gegen die V erbreitung englischsprachiger sozialisti­
scher B lätter so gu t wie keine S chritte  unternom m en wurden, ebenso 
wenig ergriff die Regierung M aßnahm en gegen die französischsprachigen 
sozialistischen Zeitungen. Das häng t wahrscheinlich dam it zusam m en, daß 
man in der A rbeiterschaft das Lesen sozialistischer Zeitungen verhindern 
wollte. Die ungarische A rbeiterschaft sprach neben der ungarischen 
Sprache hauptsächlich deutsch und slawisch (tschechisch, slowakisch, 
polnisch, ukrainisch, serbisch und  kroatisch). Dagegen sprachen nu r 
verhältnism äßig wenige englisch oder französisch. Charakteristisch ist 
daß nicht nu r aus der Schweiz deutsche Zeitungen nach U ngarn kamen,, 
sondern auch aus England deutschsprachige sozialistische B lätter in 
U ngarn verbreite t werden, jedoch keine englischsprachigen. 1887 verbot 
die Regierung die V erbreitung der einzigen original englischen Zeitung, 
die fü r die dortige A rbeiterschaft erscheinende PoMdc?re?' Freie Presse, 
welche der Nachfolger der Po?;<Vo?;er 3lr&e?7er3e?7MMy war, wegen ihrer ,.re­
volutionären Richtung"."'s
U nter den vom verbreitungsverbot betroffenen Zeitungen finden 
wir in auffallender Zahl auch italienische sozialistische Zeitungen. Die 
italienischen B lä tter konnten wahrscheinlich die italienischen Bewohner 
des D istrik ts Fium e, desweiteren die an  den ungarischen Industrie in ­
vestitionen und  beim Eisenbahnbau beschäftigten italienischen G astar­
beiter lesen. U nter den italienischen Zeitungen finden wir auch dem okra­
tische Zeitungen, wie die in Rom erscheinende Pa Peya (7e??a DewioA'rasia.so 
Ein verbreitungsverbot wurde gegen die in Palerm o erscheinende P'DaP'a 
Je( Popa/a wegen ihrer ,.sozial-revolutionären und  irredentischen" Linie 
angeordnet." ' Die Zeitung P a  Fenezia dagegen wurde wegen ihrer extrem  
nationalistischen und Sozialrevolutionären R ichtung verboten.
Die in den B alkanstaaten  erscheinenden fortschrittlichen B lä tter 
wurden nach den zur Verfügung stehenden Angaben wegen ihrer Feindse­
ligkeit gegenüber der M onarchie oder dem ungarischen S taatstum  von 
der V erbreitung ausgeschlossen, aber keines wegen seiner sozialistischen 
Linie.
E in in teressanter V erteidigunsversuch der ausländischen sozialis­
tischen Zeitungspublikation gegen das V erbreitungsverbot beziehungs­
weise die Ausgabebeschränkung durch die ungarische und heimische 
Regierung war die täuschende tite län d e ru n g . Die R edaktion der 1879
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durch den ungarischen M inisterrat verbotenen Zeitung änderte
den N am en der Zeitung in u m /s  Die Geschicklichkeit der in
London erscheinenden E m igrantenzeitung zwang den M inisterrat zu 
einer prinzipiellen Stellungnahm e. Er erk lärte  das V erbreitungsverbot 
fü r eine Zeitung, die schon einmal m it einem P ostverbo t belegt wurde, 
auch nach einer N am ensänderung fü r gü ltig /*  1882 vereinfachte der 
M inisterrat m it einem w eiteren prinzipiellen Beschluß das V erfahren 
gegenüber Zeitungen, die durch N am ensänderung das V erbot der Ver­
breitung  zu um gehen suchen. Dieser Bestim m ung zufolge können das In ­
nenm inisterium  und das Verkehrsm inisterium  im E inverständnis das 
P ostvertriebsverbot ohne neuerlichen M inisterratsbeschluß a u f  die Zei­
tung  m it verändertem  T itel ausdehnen, wenn deren In h a lt m it dem der 
verbotenen Zeitung übereinstim m t.ss
Die Regierung unterschied zwischen inländischen und  ausländischen 
B lä ttern  und  verwies die Beurteilung des au f ausländische B lä tte r ange­
w andten Postverbots in den W irkungsbereich des M inisterrates. Dem ge­
genüber w urden die H erausgabe und V ertriebsrechte der inländischen 
Zeitungen vom W irkungskreis des M inisterrates n ich t eingeschränkt. Die 
Angelegenheiten der inländischen B lätter erledigte die Presseabteilung 
des M inisterpräsidium s im eigenen W irkungsbereich im E inverständnis 
m it der verantw ortlichen A bteilung des Innenm inisterium s. In  A usnah­
m efällen konnte jedoch der M inisterrat über den Ju stizm in ister auch 
gegen inländische Zeitungen Strafverfahren einleiten. So erreichte er 
zum  Beispiel ein S trafverfahren gegen die in der 37. Ausgabe der N ép­
szava von 1879 erschienene M itteilung ,.Alarm der K om m unisten" au f 
G rund des Gesetzes N um m er X V III, 9.§ von 1848/" Ohne S trafverfahren 
oder R ichterspruch konnten gegen inländische B lä tte r keine V ergeltung­
m aßnahm en durchgeführt werden.
Bei den V ergeltungsanordnungen, die dem Schutz der bestehenden 
O rdnung dienten, bildeten die B lätter m it anarchistischer Linie eine 
besondere Gruppe. W ährend die sozialdem okratischen B lä tter, als in 
E uropa anerkann te  und nicht geselschaftsfeindliche Ström ung, auch die 
ungarische Regierung zu einer gewissen Z urückhaltung zwangen, waren 
bei den anarchistischen B lättern  neben der Bezeichnung der anarch isti­
schen R ichtung keine sonstigen V erbotsgründe nötig. M it diese Begrün­
dung konnte  m an auch nicht-anarchistische Zeitungen m it dem Ver­
triebsverbo t belegen, denn es war n icht leicht, die anarchistische L inie 
einer Zeitung zu beweisen oder zu bestreiten. So w ar die anarchistische 
Linie die Begründung bei der in  den Vereinigten S taa ten  von A m erika 
(New York) erschienenen Ausgabe E indeutig
erscheint das Verbot der in Lem berg herausgegebenen B lä tte r Der 
XnnreAf^ und  D??7o, denn sie sind schon in ihrem  Titel anarchistisches
Die V erbreitung anarchistischer B lätter in U ngarn kann n ich t von 
bedeutendem  Maße gewesen sein, wenn wir die kleine Zahl der aus diesem 
Grunde ausgesprochenen V erbreitungsverbote betrach ten .
Die Pressepolitik gehörte n u r zum Teil in den W irkungsbereich des 
M inisterpräsidium s. Die Erwägung von Einschränkungen gegenüber
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der Verwirklichung des Prinzips der Pressefreiheit und die au f G rund 
dessen eingeleiteten ersten E rm ittlungen  des richterlichen Prozeßver­
fahrens gehörten in den W irkungskreis des Innenm inisterium s. Die 
V ollstreckung des Postvertriebsverbotes gehörte in den Aufgabenbereich 
des Handels- und  Verkehrsm inisters. Die V erbreitung von N achrichten­
b lä tte rn  in U ngarn wurde 1852 im R ahm en der Zentralisationsbestre­
bungen des H absburger Reiches zur Zeit des Absolutism us um organi­
siert. Demzufolge konnte m an die inländischen N achrich tenb lä tter d irekt 
beim  H erausgeber bestellen und  die P ost verm ittelte  nu r die Postanwei 
sungen der Abonnem entpreise. Dagegen konnte m an ausländische B lät­
te r  ausschließlich nu r bei der P ost abonnieren. Nach 1867 hielt die un ter 
V erw altung der ungarischen Regierung gestellte selbständige Postorga­
nisation dieses System  w eiter aufrecht. Die Regierung un ter K álm án 
Tisza m odernisierte besonders in der Zeit von V erkehrsm inister Gábor 
Baross die V erbreitung von N achrich tenb lä ttern  und m achte diese durch 
die Organisierung der E isenbahnpostam bulanzen im ganzen L and in 
wenigen Stunden zustellbar. Die Auflösung der Beschränkungen für 
ausländische Zeitungen blieb die Regierung schuldig, das M inisterpräsi­
dium  un der M inisterrat überw achten sogar aufm erksam  deren politische 
K ontrolle.
N atürlich  schloß dies sonstige Form en der Postzustellung von aus­
ländischen Zeitungen zur Verm eidung von V ergünstigungen der Postzei- 
tungszustellung, die im R ahm en dieser A rbeit n icht behandelt werden 
können, n ich t aus.s"
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